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in Heimarbeit erfolgen. Die zur Heimarbeit beniitzten Riume
miissen so beschaffen und eingerichtet sein, dass Gefahren {fiir
Leben und Gesundheit des Heimarbeiters und seiner Familien-
angehérigen vermieden werden.

Mit diesem Gesetzesentwurf hat Sozialminister Maisel (ein be-
wihrter Gewerkschafter) das Versprechen eingelost, das er dem
ersten Osterreichischen Gewerkschaftskongress im Mai dieses Jahres
in seinem grossangelegten Referat iiber die sozialpolitische Gesetz-
gebung der wiedererstandenen Republik Oesterreich gegeben hat.
Der Gesetzesentwurf zeichnet sich durch seine wohldurchdachte
Systematik, die sorgfiltige Ausarbeitung der Gesetzesbegriffe und
seine klare Diktion aus. :

Hermann Reitzer, Wien.

War eine Erhéhung der SUVA-Priimien nétig ?

Jawohl! Der Verwaltungsrat hat denn auch nach grindlicher
Priifung einmiitig den Tarif der Nichtbetriebsunfallversicherung
mit Wirksamkeit auf das Jahr 1949 in folgender Weise geindert:

Ménnliches Weibliches
Geschlecht

Gefahrenstufen

A. Versicherte von Betrieben i - 5 L
mit regelm[isSiger B e- Primien in /00 des Verdienstes
triebszeit alt 6 82 82 44 49 49

neu 7 9 12 55 65 8
B. Versicherte von Betrieben
mit unregelmdssiger Be-

triebszeit alt 8,8 10,4 11 55 6 6,6
neu 9,5 11,5 14 65 75 9

Die Erh6hung macht im Durchschnitt ein Promille des Ver-
dienstes, ist aber nicht eine gleichmissige, sondern den Erfahrun-
gen in den einzelnen Gefahrenklassen angepasst und daher fiir das
weibliche Geschlecht etwas hoéher als fiir das minnliche. Wie
durch die Presse bereits bekanntgegeben worden ist, hat die Er-
héhung mit den Aenderungen in den Wirtschafts- und Geldverhilt-
nissen nichts zu tun, sondern sie ist allein die Folge des gestiegenen
Unfallrisikos und wird daher auch von der Preiskontrollstelle ohne
weiteres anerkannt werden.

Das Bundeskomitee des Gewerkschaftshundes wie andere Kreise
haben die Meinung vertreten, die Erh6hung sei verfriiht, denn es
sei nicht erwiesen, dass die in den letzten Jahren festgestellte hohe
Unfallbelastung auch in der Zukunft bleiben werde. Gewiss. Wir
hoffen alle, dass die Bemiihungen der Behorden sowie der Be-
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ratungsstelle fiir Unfallverhiitung unter Leitung des Genossen Joho
Erfolge haben, die Verkehrsverhiltnisse verbessern und die Zahl
der Unfille vermindern werden; aber zu plétzlichen und massiven
Risikosenkungen werden alle Bemiihungen nicht ausreichen. Was
die Kosten der Unfille anbetrifft, macht die Anstalt darauf auf-
merksam, dass die Heilungsdauer der Ur! e wihrend der Kriegs-
zeit wesentlich gestiegen sei. Diese Verlingerung hat mit der
Kriegszeit mnichts zu tun; sie ist eine allgemeine Erscheinung in
allen Unfall- und Krankenkassen; sie ist eine Folge der Versiche-
rung, die es dem Patienten gestattet, die Gesundung vor Wieder-
aufnahme der Arbeit abzuwarten. Diese fiir die Versicherungs-
kassen unliebsame Folge hat aber die fiir die allgemeine Volks-
wirtschaft gliickliche Auswirkung, dass in den letzten Jahrzehnten
die mittlere Lebensdauer, somit auch die Arbeitsfihigkeit, eine
ganz gewaltige Verlingerung erfahren hat. Missbriuche in der
Beanspruchung von Versicherungsleistungen miissen bekampft
werden, und wenn die Anstalt in ihren Bestrebungen die Berufs-
verbinde zur Mitarbeit auffordert, um die den Versicherern
gegeniiber bestehende eigenartige Mentalitit der Versicherten zu
bekimpfen, so ist ihr auch hier Erfolg zu wiinschen. Massive Ein-
sparungen werden aber auch hier nicht zu erwarten sein. Es
bleibt also zur Herstellung des Gleichgewichts nur Erhohung der
Einnahmen. Wiirde der Bund den bei Schaffung des Gesetzes ein-
gegangenen Verpflichtungen wieder nachkommen, so hitten wir djese
Erhohung sofort; denn statt der einzigen Million, die der Bund in den
letzten Jahren als Beitrag an die Versicherung der Nichtbetriebs-
unfille geleistet hat, miisste er im Jahre 1949 mehr als 10 Mil-
lionen Franken leisten. Wohl niemand wird erwarten, dass bei
der gegenwirtigen Finanzlage und dem Schneckentempo in den
Beratungen des F inanzprogramms in absehbarer Zeit eine ins
Gewicht fallende Unterstiitzung erfolgen wird. Es bleiben als Ein-
nahmenquellen nur die Primien, und da méchten die Versicherten
folgendes bedenken. Die Versicherungsleistungen sind wohl gesetz-
lich festgelegt, aber es gibt bei der praktischen Festsetzung der-
selben so viele Grenzfille, in denen nach Ermessen entschieden
werden muss, dass den Instanzen der Entscheid erleichtert wird,
wenn sie nicht bewusst oder unbewusst durch schlechte finanzielle
Verhiltnisse der Anstalt beeinflusst werden. Der Ruf der Anstalt
hingt nicht von der Erledigung der undiskutierbaren Fille ab,
sondern eben gerade von der Erledigung der Grenzfille, und wenn
heute viele das Heil in der Verstaatlichung oder, wie es heute
heisst, in der Nationalisierung auch der Versicherungshetriebe
sehen, so sollte man eine bestehende staatliche Einrichtung durch
Verweigerung der notwendigen Mittel nicht der Gefahr aussetzen,
dass sie als Schreckgespenst gegen diese Bestrebungen hingestellt
werden kann.

328



Es wire vom Verwaltungsrat der Suva, der ja demmichst ab-
tritt und in seiner Zusammensetzung ganz wesentliche Aenderun-
gen erfahren wird, eine Feigheit gewesen, wenn er sich nicht zu
einem Entschlusse durchgerungen und die Losung dem Nachfolger
iiberlassen hitte. Der neue Rat wird neue Aufgaben finden; er
wird aber auch gliicklich sein, wenn er die heute getroffene Losung
riickgingig machen und die Primien wieder herabsetzen kanm.

Den vorstehenden Ausfiihrungen sei noch ein kurzer Riick.
und Ausblick beigefiigt. Geschichtliche Studien sind immer lehr
reich. Funde aus friiheren Kulturepochen kénnen uns begeistern,
Funde aus Dokumenten unserer Zeitepoche recht oft erheitern.
Wer nach den zahllosen Erinnerungsreden der letzten Zeit noch
nicht davon iiberzeugt ist, der lese das schéne Werk unseres Kol
legen Weckerle iiber Herman Greulich, das eine Fiille interessan-
ter Dokumente und Episoden enthilt. Wir haben auch in der
Entstehungsgeschichte des Gesetzes iiber die Unfallversicherung
erheiternde Dokumente. So rief ein Gegner im Rat: « Verschonen
Sie unser liebes Vaterland mit diesem Danaergeschenk in freilich
niedlicher, volkstiimlicher, philantropischer Packung. Die Trag-
weite der in Aussicht gestellten finanziellen Leistungen in der
Versicherung der Nichtbetriebsunfille ist nicht abzuschitzen, sie
ist ein Sprung ins Dunkle. » Temperamentvoll antwortete Herr
Bundesrat Deucher: « Der Bundesrat hilt an der Versicherung
der Nichtbetriebsunfille fest, sie ist eine grosse soziale Tat. Sie ist
etwas Greifbares fiir die Arbeiterschaft; wir waren die ersten auf
dem Gebiete der Arbeitergesetzgebung, und nun sind wir von
vielen Staaten iiberholt. Was schadet es, wenn wir wieder einmal
die ersten sind? Die Sache ist etwas Grosses, Ermunterndes, etwas
Schénes, das wir wagen diirfen. » Es wurde gewagt; aber diese
irrtiimlich als gewaltig bezeichnete Leistung hatte zur Folge, dass
der Gesetzgeber nun wieder wihrend mehr als 30 Jahren auf
seinen Lorbeeren ausruhte und sich wieder von allen Seiten in
der Sozialgesetzgebung iiberholen liess; ein Gliick, dass dann der
Beveridgeplan bei uns nicht wie anderwirts zu uferlosen Dis-
kussionen fiihrte, sondern dass unsere Behdrden sich zur Konzen-
tration auf eine neue Einzelaufgabe der Sozialversicherung ent-
schlossen und in einem imponierenden Anlauf die Alters. und
Hinterlassenenversicherung schufen, die grundsitzlich der Unfall-
versicherung weit iiberlegen ist, weil sie die ganze Bevolkerung um-
fasst, wihrend die immer stolz als obligatorisch geriihmte Unfall-
versicherung ein ausgesprochenes Klassengesetz ist, das kaum die
Hilfte der arbeitenden Bevolkerung umfasst. Aber trotz diesem
Mangel hat die Unfallversicherung zweifellos Gutes gebracht; die
Anstalt hat beispielsweise im Jahre 1947 rund 31 Millionen Fran.
ken fiir Nichtbetriebsunfille ausbezahlt, und der Sprung ins
Dunkle hat bése Folgen nicht gebracht, weil von Anfang an das
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Risiko richtig eingeschitzt worden ist. Der oben dargelegte Mangel,
dass die Versicherung nur einen Teil der erwerbstitigen Bevdl-
kerung umfasst, konnte heute zum Teil wenigstens behoben wer-
den, wenn in der vorgesehenen Neuordnung der Arbeit im Ge-
werbe das bestehende Unfallversicherungsgesetz auf den neu-
erfassten Personenkreis anwendbar erklart wiirde. Ob bei der Er-
fiillung dieser Forderung die Suva oder die privaten Gesellschaften
zur Durchfiihrung herangezogen werden, ist dann gleichgiiltig.

Und nun noch ein Ausblick.

Der Bund hat der Nichtbetriebsunfallversicherung die Beitrige
seinerzeit in einem Moment entzogen, wo er selber notleidend war
und er die Anstalt im Hinblick auf die von ihr angesammelten
Rentendeckungskapitalien fiir reich ansah. Staatliche Unterneh-
mungen werden von der Finanzlage des Staates nie unabhingig
bleiben konnen; aber unmoralisch ist es, wenn Gelder, die zur
Erfiillung von Versprechungen dienen sollen, nun andern Zwecken
geopfert werden. Schon heute, wo der Bund wieder in einer Not-
lage ist, wird der Gedanke laut, die AHV konnte mit den Geldern
ihres Fonds, der ja in kurzer Zeit grossere Summen aufweisen
wird, aushelfen und die Finanzreform erleichtern. Mit aller Ener-
gie sollte allen Bestrebungen dieser Art entgegengetreten werden;
denn die heutige aktive Generation hat ein Recht auf Erfiilllung
der ihr gemachten Versprechungen, und wir diirfen nicht vergessen,
dass auch bei dieser Erfiillung die in der Zukunft falligen Renten,
seien es Unfall- oder Altersrenten, ihren Zweck nur dann er-
reichen konnen, wenn es gelingt, die Geldentwertung zu stoppen
und unsere Wahrung zu halten. Diese Aufgabe miissen Staat und
Wirtschaft gemeinsam l6sen, und wenn, wie Kollege Grimm am
sozialdemokratischen Parteitag in Thun ausgefiihrt hat, die Ent-
wicklung zur Planung und Lenkung der Wirtschaft fiihren wird,
kann die Allgemeinheit nur gewinnen, und der Wegfall der be-
riihmten « Unternehmergewinne » schadet nichts; er wird sogar,
um zu unserem Thema zuriickzukehren, von Nutzen fiir die Ver-
sicherung der Nichtbetriebsunfille sein, weil diese Gewinne nicht
mehr in Luxuslimousinen umgesetzt und das Risiko auf Strassen
nicht weiter erhohen konnen.

Also auf! Primienzahler und Gewerkschafter, helit planen!

Dr. A. Bohren.

330



	War eine Erhöhung der SUVA-Prämien nötig?

